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Sachgebiet 223 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Hornhues, Dr. Waigel, Dr. Gölter, Dr. Probst, 

Dr. Schäuble, Frau Benedix, Dr.-ing. Oldenstadt, Dr. Fuchs, Hussing, Schmidt 
(Wuppertal), Dr. Klein (Göttingen), Franke (Osnabrück), Nordlohne und der Fraktion 
der CDU/CSU 


betr. Hochschulpolitik unter einseitigen Vorzeichen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Am 17. Dezember 1974 hat die Universität Oldenburg mit 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund einen Vertrag abge- 
schlossen, in dem eine enge Zusammenarbeit mit Gewerk- 
schaftseinrichtungen mit dem Ziel vorgesehen ist, in der Uni- 
versität Probleme der Arbeitnehmer in Forschung, Lehre 
und Studium zu behandeln. Insbesondere ist vereinbart: „Die 
von der Universität erarbeiteten und die Arbeitnehmerschaft 
berührenden wissenschaftlichen Fragestellungen und Ergeb- 
nisse sollen in geeignetem Rahmen der Arbeitnehmerschaft 
vermittelt werden." 

a) Sieht die Bundesregierung in diesem Vertrag bereits eine 
Auswirkung des § 2 Abs. 2 des Entwurfs einps Hochschul- 
rahmengesetzes, nach dem die Mitglieder der Hochschu- 
len ihre Aufgaben „im Bewußtsein ihrer Verantwortung 
gegenüber der Gesellschaft" erfüllen? Wie bewertet die 
Bundesregierung diesen Vertrag im Hinblick auf die ge- 
nannte Regelung im Entwurf eines Hochschulrahmen- 
gesetzes? 

b) Hält die Bundesregierung einen derartigen Vertrag, der 
auch einzelne Hochschullehrer bindet, mit der Freiheit 
von Forschung und Lehre (Artikel 5 Abs. 3 GG) für ver- 
einbar? 

c) Erhält die Universität Oldenburg im Rahmen dieses Ver- 
trages eine finanzielle Gegenleistung für die von ihr zu 
erbringende Leistung? Welche vergleichbaren Verträge 
mi t anderen gesellschaftlichen Gruppen sind der Bundes- 
regierung bekannt? 

2. Nach einer Veröffentlichung des Vereins zur Förderung der 
Studienreform e. V., Bonn, der sich nach seiner Satzung um 
eine „an den Interessen der lohnabhängig Beschäftigten 
orientierte Studienreform" bemüht, hat die Bundesregierung 
Mittel für ein Studienreformprojekt in Aussicht gestellt, das 
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„Studienreform im Interesse von Arbeitnehmern" vorantrei- 
ben soll. 

a) Trifft das zu? 

b) Hält die Bundesregierung das Interesse einer gesellschaft- 
lichen Gruppe für eine geeignete wissenschaftliche Ziel- 
orientierung bei der Studienreform? 

c) Widerspricht eine Studienreform im Interesse einer ge- 
sellschaftlichen Gruppe nicht der Zielsetzung der §§ 9 ff. 
des Entwurfes eines Hochschulrahmengesetzes, wo allge- 
mein von den Bedürfnissen der beruflichen Praxis und 
den Veränderungen der Berufs weit gesprochen wird, 
nicht aber von den Interessen einer gesellschaftlichen 
Gruppe? 

d) Ist die Bundesregierung ggf. bereit, auch Studienreform- 
vorhaben weiterer gesellschaftlicher Gruppen finanziell 
zu fördern? 


Bonn, den 21. Februar 1975 
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